
SPD CDU/CSU GRÜNE FDP AFD LINKE BSW

	/ Kein Anstieg des Ren-
teneintrittsalters

	/ Automatische Aus-
zahlung des Arbeit-
geberbeitrags zur 
GRV und ALV bei 
Weiterarbeit jenseits 
Rentenbeginn

	/ Einbeziehung zusätz-
licher Erwerbstätiger 
in die GRV 

	/ Sicherung des Ren-
tenniveaus bei 48 % 
bis 2039

	/ Verbindliche Alters-
vorsorge für Selbst-
ständige

	/ Beibehaltung der 
Regelungen zur Rente 
nach 45 Beitrags-
jahren

	/ bAV: Mehr bAV ohne 
Beitragsgarantie, 
mehr Förderung für 
Geringverdiener  

	/ pAV: Staatliche Förde-
rung nur für trans-
parente Produkte im 
Rahmen kleiner und 
mittlerer Einkommen 

	/ Kein Anstieg des Ren-
teneintrittsalters

	/ Keine Renten- 
kürzungen

	/ Flexibilisierung des 
Renteneintritts durch 
die Möglichkeit steu-
erfreien Zuverdiensts 
bis 2.000 EUR monat-
lich („Aktivrente“)

	/ Verbindliche Alters-
vorsorge für Selbst-
ständige, die nicht 
anderweitig abgesi-
chert sind

	/ bAV: Stärkung der be-
trieblichen Altersvor-
sorge insbesondere 
bei kleinen und mitt-
leren Arbeitgebern

	/ pAV: „Frühstart-
Rente“: Staatliche 
Förderung für alle 6 
bis 18-Jährigen mit 
10 EUR monatlich für 
eine kapitalgedeckte 
private Altersvorsorge

	/ Kein Anstieg des Ren-
teneintrittsalters

	/ Bürgerversicherung: 
gesetzliche Rente soll 
für mehr Personen-
gruppen attraktiv 
gemacht werden

	/ Option zur Auszah-
lung des Arbeitgeber-
beitrags zur GRV bei 
Weiterarbeit jenseits 
Rentenbeginn

	/ Gründung eines 
neuen »Bürgerfonds«, 
um das Rentenniveau 
stabil zu halten 

	/ pAV: „Bürgerfonds“ 
als kostengünstiger 
Zugang zum  
Kapitalmarkt für  
Privatvorsorge

	/ Flexibler Rentenein-
tritt, solange keine 
Sozialleistungen 
beantragt werden 
müssen

	/ Einführung einer 
gesetzlichen Aktien-
rente

	/ Selbstständige sollen 
mehr Freiheit bei der 
Altersvorsorge  
erhalten

	/ bAV: Ermöglichung 
höherer Aktienanteile 
in der bAV (reine Bei-
tragszusage für alle 
Betriebe)

	/ pAV: Steuerlich ge-
fördertes Alters- 
vorsorgedepot

	/ Mittelfristige Er- 
höhung des Renten-
niveaus auf 70 %, 
Vergütung der Eltern-
schaft bei der Rente

	/ Erhöhung der  
Beiträge, höhere 
Steuerzuschüsse zur 
Rentenkasse

	/ Ermöglichung eines 
flexiblen Rentenein-
tritts nach 45 Arbeits-
jahren

	/ Mehr Einzahler in die 
Rentenkasse bringen

	/ Arbeitsanreize für 
Rentner schaffen, 
durch einen zusätzli-
chen Steuergrundfrei-
betrag in Höhe von 
12.000 EUR

	/ Absenkung Renten-
eintrittsalter auf 65

	/ Erhöhung des 
Rentenniveaus auf 
mindestens 53 %

	/ Alle Bürger, ein-
schließlich Beamte 
und Selbstständige, 
sollen in die gesetz-
liche Rentenversi-
cherung einzahlen 
müssen

	/ Ermöglichung eines 
früheren Rentenein-
tritts

	/ bAV: Muss mindes-
tens zur Hälfte vom 
Arbeitgeber finanziert 
werden

	/ Erhöhung des Ren-
tenniveaus auf 53 %

	/ Orientierung am ös-
terreichischen Modell, 
wo sowohl Beiträge 
als auch das Renten-
niveau höher sind als 
in Deutschland
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	/ Einführung einer 
solidarischen Bürger-
versicherung, um die 
Unterschiede zwi-
schen privat- und ge-
setzlich Versicherten 
bei Wartezeiten und 
Behandlungsmöglich-
keiten zu beseitigen.

	/ Stärkung von Digita-
lisierung und Präven-
tion im Gesundheits-
wesen

	/ PV: Begrenzung der 
Eigenanteile in der 
stationären Pflege 
durch einen Pflege-
Deckel von 1.000 EUR 
mtl.

	/ Schaffung eines Risi-
kostrukturausgleichs 
mit GKV und PKV

	/ Beibehaltung des 
dualen Systems aus 
GKV und PKV

	/ Förderung von 
Prävention, Büro-
kratieabbau und 
Wettbewerb unter 
Krankenkassen

	/ PV: Finanzierungsmix 
in der Pflege be-
stehend aus gesetzli-
cher PV, betrieblicher 
Mitfinanzierung, 
Steuermitteln und 
eigenverantwortli-
cher Vorsorge

	/ Einbezug der PKV in 
den Finanzausgleich 
unter Krankenkassen

	/ Finanzierung ver-
sicherungsfremder 
Leistungen aus 
Steuermitteln

	/ PV: Pflegebürgerversi-
cherung mit Finanz-
ausgleich zwischen 
gesetzlicher und 
privater PV 

	/ PV: Erhöhung der 
Leistungen der 
Pflegeversicherung 
und Unterstützung 
pflegender Angehö-
rigen.

	/ Beibehaltung des 
dualen Systems aus 
GKV und PKV

	/ Abbau von Bürokratie 
und Stärkung der 
Digitalisierung

	/ Stärkung der Wahl-
freiheit der Versicher-
ten und Ausgabenre-
duzierung in der GKV

	/ PV: Aktuelle Pflege-
finanzierung soll 
durch kapitalge-
deckte Komponente 
ergänzt und mehr 
Pflegkräfte sollen ge-
wonnen werden

	/ Abschaffung von 
Fallpauschalen bei 
stationären Behand-
lungen

	/ Zusammenführung 
von Kranken- und 
Pflegeversicherung 
zur Reduzierung von 
Verwaltungskosten

	/ Übernahme ver-
sicherungsfremder 
Leistungen durch den 
Bundeshaushalt 

	/ PV: Häusliche Pflege 
soll stärker finanziell 
gefördert werden 

	/ Unterstützung einer 
einheitlichen Bürger-
versicherung

	/ Abschaffung von 
Beitragsbemessungs-
grenzen, Beitrags-
erhebung auf alle 
Einkommen

	/ PV: Solidarische 
Bürgerversicherung 
in der Pflege, Ausbau 
zur Pflegevollversi-
cherung

	/ PV: Bekämpfung des 
Personalmangels in 
der Pflege

	/ Unterstützung einer 
einheitlichen Bürger-
versicherung und 
Abschaffung der Zu-
satzbeiträge

	/ Rücknahme der 
Krankenhausreform 
und Abschaffung der 
Fallpauschalen

	/ Wiederaufnahme von 
Zahnersatz und Sehil-
fen in den Leistungs-
katalog der GKV

	/ PV: Steuerfinanzierte 
Pflegevollversiche-
rung
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